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Diskriminierung  
und Aufruf zu 
Hass 

 

Diskriminierung  
und Aufruf zu 
Hass 

 

Darum geht es 
 
SP-Nationalrat Mathias Reynard reichte am 7. März 2013 die parlamentarische Initiative 
«Kampf gegen die Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung» ein. Diese fordert die 
Erweiterung des Strafgesetz-Artikels «Rassendiskriminierung» um das Element der «sexuel-
len Orientierung». Der Nationalrat stimmte dem Vorstoss am 25. September 2018 mit erwei-
terter Forderung (auch Diskriminierung von «Geschlechtsidentität») zu. 
 
Nachdem Bundes- und Ständerat zuvor die Ausdehnung auf «Geschlechtsidentität» abgelehnt 
hatten, einigte man sich, die Rassismus-Strafnorm um die «sexuelle Orientierung» zu erwei-
tern. In der Schlussabstimmung vom 14. Dezember 2018 beschloss die Vereinigte Bundes-
versammlung (Nationalrat und Ständerat) folgende Gesetzesanpassung: 
 
 
1. Strafgesetzbuch 
 

Art. 261bis 
 

Wer öffentlich gegen eine Person oder eine Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, 
Ethnie, Religion oder sexuellen Orientierung zu Hass oder zu Diskriminierung aufruft, 
 

wer öffentlich Ideologien verbreitet, die auf die systematische Herabsetzung oder Ver-
leumdung dieser Personen oder Personengruppen gerichtet sind, 
 

wer mit dem gleichen Ziel Propagandaaktionen organisiert, fördert oder daran teil-
nimmt, 
 

wer öffentlich durch Wort, Schrift, Bild, Gebärden, Tätlichkeiten oder in anderer Weise 
eine Person oder eine Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, Ethnie, Religion oder 
sexuellen Orientierung in einer gegen die Menschenwürde verstossenden Weise her-
absetzt oder diskriminiert oder aus einem dieser Gründe Völkermord oder andere Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit leugnet, gröblich verharmlost oder zu rechtfertigen 
sucht, 
 

wer eine von ihm angebotene Leistung, die für die Allgemeinheit bestimmt ist, einer 
Person oder einer Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, Ethnie, Religion oder 
sexuellen Orientierung verweigert, 
 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 
 
 
2. Militärstrafgesetz 
 

Art. 171c Abs. 1 
 

Wer öffentlich gegen eine Person oder eine Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, 
Ethnie, Religion oder sexuellen Orientierung zu Hass oder zu Diskriminierung aufruft, 
 

wer öffentlich Ideologien verbreitet, die auf die systematische Herabsetzung oder Ver-
leumdung dieser Personen oder Personengruppen gerichtet sind, 
 

wer mit dem gleichen Ziel Propagandaaktionen organisiert, fördert oder daran teil-
nimmt, 
 

wer öffentlich durch Wort, Schrift, Bild, Gebärden, Tätlichkeiten oder in anderer Weise 
eine Person oder eine Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, Ethnie, Religion oder 
sexuellen Orientierung in einer gegen die Menschenwürde verstossenden Weise her-
absetzt oder diskriminiert oder aus einem dieser Gründe Völkermord oder andere Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit leugnet, gröblich verharmlost oder zu rechtfertigen 
sucht, 
 

wer eine von ihm angebotene Leistung, die für die Allgemeinheit bestimmt ist, einer 
Person oder einer Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, Ethnie, Religion oder 
sexuellen Orientierung verweigert, 
 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 
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Meinungsdelikte: Seit jeher umstritten 
 
Die Rassismus-Strafnorm (Art. 261bis StGB) wurde vom Volk 1994 nach einem äusserst in-
tensiven Abstimmungskampf eher knapp angenommen. Sie stellte bis anhin unter Strafe, wer 
Angehörige einer Rasse, Ethnie oder Religion öffentlich «herabsetzt». Neu sollen also auch 
«Diskriminierungen aufgrund der sexuellen Orientierung» bestraft werden. Dabei könnten 
schon allgemein gehaltene kritische Äusserungen über bestimmte sexuelle Orientierungen 
den Straftatbestand erfüllen. 
 
Seit ihrer Einführung ist diese Strafnorm höchst umstritten – gerade auch, weil sie naturge-
mäss von politischer Natur ist. Kritiker bemängeln, dass es bei vergangenen Urteilen mitunter 
nicht um die Bekämpfung von Rassendiskriminierung ging, sondern um die Aburteilung poin-
tierter Meinungsäusserungen zu Migrationsthemen. Jüngstes Beispiel: die Verurteilung zweier 
SVP-Kader wegen eines Inserates, das einen Gewaltakt mit der Überschrift «Kosovaren schlit-
zen Schweizer auf» kommentierte. Man muss klar festhalten: Die Rassismus-Strafnorm wird 
missbraucht, um unliebsame politische Gegner mundtot zu machen. 
 
Grundrecht-Einschränkung und Selbstzensur 
 
Wer sich heute kritisch zu Ausländerkriminalität äussern möchte, muss sich dies zuweilen ge-
nau überlegen. Selbst statistisch belegbare Aussagen (Beispiel: in der Schweiz lebende Aus-
länder sind in Gefängnissen übervertreten) müssen zuvor präzise abgewogen werden. Wer – 
basierend auf unserem Beispiel – sagt, Ausländer seien folglich krimineller als Schweizer, ris-
kiert bereits eine Rassismus-Anzeige. Obwohl diese zu Selbstzensur führenden Mechanismen 
womöglich nicht der Sinn dieser Strafnorm waren, haben sie dazu geführt, dass es sich die 
Bürger vielfach erst zwei Mal überlegen, bevor sie sich zu bestimmten Themen äussern – oder 
sie äussern sich erst gar nicht mehr und ziehen sich aus einer Diskussion zurück. 
 
Diese Problematik verschärft sich weiter, wenn die «Rassendiskriminierung» neu auch die se-
xuelle Orientierung umfasst. Da es sich bei Art. 261bis StGB um ein Offizialdelikt handelt, kann 
jedermann einen Vorfall, den er als Verstoss gegen die Bestimmung empfindet, bei der nächs-
ten Polizeistelle bzw. einem Untersuchungsrichter melden. Die Behörden sind verpflichtet, den 
Sachverhalt zu prüfen und, falls er als genügend erhärtet angesehen wird, eine Strafverfolgung 
einzuleiten. Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, dass sich nicht wenige Interessen-
gruppen oder Einzelpersonen einen Sport daraus machen, in organisierter Form von diesem 
Recht Gebrauch zu machen. Es handelt sich dabei meist um politische Akteure, die ihren Geg-
nern mit der «Rassismuskeule» gezielt schaden wollen. 
 
Ähnlich dazu ist es schon heute gang und gäbe, politische Gegner mit der «Homopho-
biekeule» mundtot zu machen. Dieser Mechanismus, der die freie Meinungsäusserung und 
den demokratischen Meinungsbildungsprozess torpediert, darf auf keinen Fall durch straf-
rechtliche Massnahmen noch verschärft werden. 
 
Schwammige Begriffe 
 
Menschen aufgrund ihrer sexuellen Vorlieben zu klassifizieren und im Strafgesetzartikel «Ras-
sendiskriminierung» einzugliedern, ist fragwürdig. Hinzu kommt, dass der Begriff «sexuelle 
Orientierung» nicht klar bestimmbar ist. Laut Erkenntnissen der Sexualforschung wird die Vor-
stellung, dass die sexuelle Orientierung ein (der Rasse vergleichbares) beständiges Merkmal 
einer Person ist, wissenschaftlich nicht gestützt. Auch stellt sich die Frage: Welche Forderung 
kommt als nächstes? Grundsätzlich könnten alle Menschen mit bestimmten Merkmalen, und 
seien sie noch so subjektiv eingefärbt, Rechtsansprüche auf einen Diskriminierungsschutz an-
melden – so, wer eine bestimmte Sprache spricht, einer bestimmten Altersgruppe angehört 
oder eine bestimmte Haarfarbe hat. 
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Dass die Forderung im Raum steht, auch Diskriminierung aufgrund der gefühlten Geschlechts-
identität (sogenannte «Transgender» oder «Menschen eines dritten Geschlechts») rechtlich 
zu verankern, ist bekannt. Dieser Begriff würde völlig unklare Parameter umfassen, da soge-
nannte Transgender ihre Identität über ihre Gefühle definieren, die im Widerspruch stehen zu 
ihrem objektiv feststellbaren, biologischen Geschlecht. Das Recht würde sich so komplett vom 
Realitätsprinzip verabschieden – die Büchse der Pandora wäre geöffnet. 
 
Überflüssig und kontraproduktiv 
 
Hass und Diskriminierung sind in der Schweiz – zum Glück – äusserst verpönt. Wer Menschen 
in öffentlichen Auseinandersetzungen aufgrund bestimmter Merkmale beleidigt oder herab-
würdigt, begibt sich ins Abseits und erntet gesellschaftliche Ächtung. Die Zivilgesellschaft fühlt 
sich demokratischen Werten verpflichtet, die auf Anstand, Respekt und Toleranz beruhen. Zu-
dem agieren die Medien oder Nichtregierungsorganisationen (NGOs) als demokratisches Kor-
rektiv, das immer wieder zugunsten von Minderheiten Partei ergreift. Wer sich in gewaltextre-
mistischen Milieus bewegt, gerät auf den Radar des Nachrichtendienstes des Bundes (NDB) 
und der Polizei. 
 
Um sich gegen Ehrverletzung, Beschimpfung, Drohung, üble Nachrede oder Verleumdung zu 
wehren, bietet das Strafgesetz solide rechtliche Grundlagen (Art. 173 ff StGB). Zusätzliche 
Gesetze, die vor Diskriminierung schützen, sind schlicht unnötig. Wer sich dagegen aus Unsi-
cherheit oder einem Ohnmachtsgefühl heraus aus der Debatte verabschiedet und isoliert, läuft 
viel eher die Gefahr, sich zu radikalisieren. Da er sich von argumentativen Auseinanderset-
zungen ausgeschlossen fühlt, sieht er sich in eine Opferrolle gedrängt und baut eine innere 
Abwehrhaltung auf, die sich viel eher in purem Hass oder gar Gewalt entlädt, als wenn diese 
Person in den demokratischen Kontext integriert geblieben wäre. Von daher können Rechts-
bestimmungen, die bestimmte Meinungsäusserungen unter Strafe stellen, sogar kontrapro-
duktiv sein: Das Diskriminierungs-Potenzial wird nicht beseitigt, sondern vergrössert sich. 
 
Christliche Kirchen im Visier? 
 
Auf dem Papier stellt die Rassismus-Strafnorm öffentlich geäusserte «Hassreden» unter 
Strafe. In Tat und Wahrheit, das zeigten die letzten bald 25 Jahre, ist deren Gültigkeitsgebiet 
stark dehnbar. Da der «Hass»-Begriff rechtlich schwer zu bestimmen ist, ist die jeweilige Ein-
schätzung der Richter entscheidend. Es geht meist nicht um handfeste Tatsachen oder Taten, 
sondern um Eindrücke, die entstehen können. Das öffnet subjektiv eingefärbten, ja willkürli-
chen Auslegungen Tür und Tor. Auch wird damit die Grenze zur Gesinnungsjustiz überschrit-
ten. Wie weit das Feld der Auslegungsprobleme ist, das sich durch die Rassismus-Strafnorm 
auftut, zeigt alleine schon der «Rechtsratgeber Rassistische Diskriminierung» der Eidgenös-
sischen Kommission gegen Rassismus (EKR), der 90 Seiten umfasst. Der juristische Kom-
mentar des Rechtswissenschaftlers Marcel A. Niggli fasst gar 320 Seiten. Zum Vergleich: Das 
Schweizerische Strafgesetzbuch kommt auf 192 Seiten daher. Klare, für den Bürger über-
schaubare Verhältnisse sehen anders aus. 
 
Auch was die sogenannte Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung betrifft, weiss 
heute noch niemand genau, welche Meinungsäusserungen die Richter dereinst konkret als 
diskriminierend auslegen werden. Ist die Gesetzeserweiterung in letzter Konsequenz nicht ein 
schwerwiegender Angriff auf Menschen, die der Gender-Ideologie und den Forderungen der 
Homosexuellen-Verbände auf der Basis christlicher Ethik öffentlich entgegentreten? Sollen 
künftig alle Gruppen verboten werden, die aus religiöser Überzeugung nicht der Meinung sind, 
dass Homosexualität «völlig normal» sei? Dass mit der christlichen Glaubenslehre begründete 
Kritik an Homosexualität künftig durchaus rechtliche Folgen haben könnte, zeigt die Diskus-
sion über Äusserungen des Bischofs von Chur, Dr. Vitus Huonder von 2015. Für das öffentli-
che Zitieren einer Bibelstelle fordern Lobby-Verbände schon heute seine Verurteilung. 
 
 



Seite 5 

Meinungsfreiheit – für wenige statt für alle? 
 
Der Kern der Meinungsäusserungsfreiheit umfasst das Recht, Dinge zu sagen, die anderen 
nicht passen. Sie schliesst explizit auch das Recht ein, vom Mainstream abweichende oder 
«irritierende» Ansichten zu vertreten – denn wer kann sich schon anmassen, allumfassend 
darüber zu urteilen? Die Meinungsfreiheit verlöre ihre Bedeutung komplett, würde sie sich von 
aktuellen gesellschaftlichen Trends beeinflussen lassen und Minderheitsmeinungen zensie-
ren. Echte Meinungs- und Informationsfreiheit, verankert in Artikel 16 der Bundesverfassung, 
kann deshalb nur absolut gelten – sofern keine konkrete Person in ihrer Ehre verletzt wird. 
 
Wie schon vor der Einführung der Rassismus-Strafnorm wird auch heute wieder beschwichtigt, 
die berühmten Stammtisch-Gespräche seien «nicht in Gefahr». Schwulenwitze seien selbst-
verständlich auch in Zukunft möglich. Doch welche Aussagen gelten im hiesigen Meinungs-
klima, in dem gegenwärtig jede Infragestellung der Gleichwertigkeit von Homosexualität oder 
gleichgeschlechtlicher Partnerschaften reflexartig als «homophob» denunziert wird, schon als 
«Grenzüberschreitung»? Droht eine erneute Klagewelle gegenüber Bürgern, die homosexuel-
les Verhalten etwa von ihrem Glauben her als problematisch einstufen – ohne gleichzeitig die 
dahinterstehenden Menschen abzuwerten? 
 
«Homo-Diskriminierung»: wirklich ein Problem? 
 
Zur Untermauerung, weshalb es das neue «Zensurgesetz» brauche, malen Teile der LGBT-
Lobby das Bild einer angeblich durch und durch «homophob» gefärbten Gesellschaft an die 
Wand. Speziell unter Jugendlichen sei die Ausgrenzung von Schwulen und Lesben weitver-
breitet, so der Tenor. Sie bearbeiten politische Entscheidungsträger seit Jahren, ihre Klientel 
endlich vor vermeintlich übelster Diskriminierung zu schützen. Als ob gleichgeschlechtlich 
empfindende Menschen hierzulande ständiger Bedrohung ausgesetzt wären! Vielmehr unter-
stellen die Promotoren dieses Zensurgesetzes dem Volk eine unterschwellige Homo-Feindse-
ligkeit, vor der es sich mit Sprachverboten selbst zu schützen habe. Dabei ist klar: Toleranz 
und gegenseitiges Verständnis lassen sich nicht mit Verboten festsetzen, sondern müssen 
zivilgesellschaftlich gelebt werden. 
 
Gemäss der «Erhebung zum Zusammenleben in der Schweiz» des Bundesamts für Statistik 
(BfS) von 2016 ist Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung höchstens eine Rand-
erscheinung. Die Erhebung dokumentiert selbstdeklarierte Diskriminierungserfahrungen. Häu-
fig genannt werden Diskriminierung aufgrund der Nationalität, Sprache, politischen Einstellung 
oder auch des Alters. Zur sexuellen Orientierung schreibt das BfS, dass darauf «angesichts 
der geringen Anzahl der Nennungen» nicht eingegangen werde.  
 
Eingriffe in die Gewerbefreiheit? 
 
Der neue Diskriminierungsparagraph ist kein reiner «Hassrede»-Artikel. Mit Absatz 5 umfasst 
er auch eine Gleichbehandlungsbestimmung, welche die wirtschaftlichen Beziehungen zwi-
schen Privaten betrifft. Diese besagt, dass für die Allgemeinheit bestimmte Leistungen «nicht 
aufgrund der sexuellen Orientierung» verweigert werden dürfen. Damit werden auch in der 
Schweiz Fälle denkbar wie derjenige eines Bäckers, der strafrechtlich belangt wird, weil er sich 
– er lehnt die «Ehe für alle» ab – weigert, für ein gleichgeschlechtliches Paar eine Hoch-
zeitstorte anzufertigen. Ob ein Schweizer Gericht in solchen Fällen künftig den Gewissensvor-
behalt als sachlichen Grund für die Leistungsverweigerung gelten lassen würde, ist äusserst 
fraglich. Auch der Betreiber eines christlichen Hotels, das in der Hausordnung stehen hat, 
Doppelzimmer nur an verheiratete heterosexuelle Paare zu vermieten, käme ins Visier der 
Justiz. Das ist gegen jede Freiheit, die nicht primär darin besteht, dass jeder tun kann, was er 
will, sondern darin, dass er nicht tun muss, was er nicht will. 
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Braucht die Schweiz dieses «Zensurgesetz»? 
 
Lassen wir uns nicht gegeneinander aufhetzen. Schwule und Lesben sind bereits gleichwer-
tige Mitglieder der Gesellschaft. Sie haben es nicht nötig, per Gesetz zur schwachen und 
schützenswerten Minderheit degradiert zu werden. 
 
Zum Glück fühlen sich längst nicht alle Homo- und Bisexuellen derart in die Opferrolle ge-
drängt, dass sie glauben, ein eigenes Pseudo-Schutzgesetz anstrengen zu müssen. Pragma-
tische Kräfte, die über genügend Selbstbewusstsein verfügen und für ein Miteinander plädie-
ren, erkennen die Gefahren von Gesetzen, welche die Meinungsäusserungsfreiheit einschrän-
ken. Auch sie fragen sich, ob die drohenden Klagewellen und die damit verbundene Verunsi-
cherung der Bevölkerung Homophobie wirklich bekämpfen – oder sie vielmehr verstärken. 
 
 
 

 
 

Nein zu diesem Zensurgesetz! 
 
 

Referendum gegen die Änderung des Schweizerischen Strafgesetzbu-
ches und des Militärstrafgesetzes (Diskriminierung und Aufruf zu Hass 

aufgrund der sexuellen Orientierung) 
 
 

 Minderheitenschutz braucht keine Zensur. Statt Klagewellen zu ris-
kieren und legitime Meinungen zu kriminalisieren, sagen wir: Nein 
zu diesem unnötigen Zensurgesetz! 

 
 Hass und Diskriminierung sind in der Schweiz schon heute ver-

pönt. Dazu braucht es keine Sprach- und Denkverbote. Also: 
Hände weg vom freien Wort! 

 
 Gleichgeschlechtlich empfindende Menschen sind gleichwertige 

Mitglieder der Gesellschaft. Sie haben es nicht nötig, per Gesetz 
zur vermeintlich schwachen Minderheit degradiert zu werden. 

 
 
 
 

Mithilfe ist gefragt! 
 

Unterzeichnen Sie jetzt das Referendum gegen das Zensurgesetz und senden Sie 
uns Ihre gesammelten Unterschriften so schnell wie möglich zu. Wir danken Ihnen, 

wenn Sie uns in diesem wichtigen Kampf für die Meinungsfreiheit unterstützen. 
 

Weitere Infos: www.zensurgesetz-nein.ch 
 

Sie können kostenlos weitere Unterschriftenbogen bestellen: 
info@zensurgesetz-nein.ch oder Tel. 033 222 36 37 

http://www.zensurgesetz-nein.ch/
mailto:info@zensurgesetz-nein.ch
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